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Das europäische Privatrecht hat sich in den letzten 10 bis 15 Jahren rasant entwickelt. Eine 
besonders wichtige Entwicklung ist dabei die Schaffung eines sog. gemeinsamen Referenz-
rahmens (nach der englischen Bezeichnung auch als Common Frame of Reference, CFR, 
bezeichnet). Der Entstehungsprozess eines solchen CFR ist derzeit in vollem Gange. Dieser 
Aufsatz gibt einen Überblick über den aktuellen Stand des europäischen Vertragsrechts. Dabei 
werden die derzeit vorliegenden Veröffentlichungen zu einem möglichen Inhalt des künftigen 
CFR vorgestellt. Zudem widmet sich der Beitrag den Funktionen eines CFR. Abschliessend 
werden einige Implikationen für das schweizerische Obligationenrecht erörtert. Insbesondere 
wird dabei auch das neue, vom Schweizerischen Nationalfonds geförderte Forschungsprojekt 
«Schweizerisches Obligationenrecht und europäisches Vertragsrecht» erläutert. 
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I. Entstehungsgeschichte des Gemein-
samen Referenzrahmens
[Rz 1] Das Gemeinschaftsprivatrecht ist ein Rechtsgebiet, 
welches sich in den letzten 10–15 Jahren rasant entwickelt 
hat. Eine der wesentlichsten Entwicklungen betrifft dabei die 
Schaffung eines sog. gemeinsamen Referenzrahmens (nach 
der englischen Bezeichnung auch als Common Frame of 
Reference, CFR, bezeichnet). Der Entwicklungs- und Entste-
hungsprozess ist derzeit in vollem Gange.
1. Allgemeines zur Ausgangssituation für 
einen Gemeinsamen Referenzrahmen
[Rz 2] Der Besitzstand, aus dem sich das aktuelle europäi-
sche Vertragsrecht zusammensetzt, besteht aus verschiede-
nen Richtlinien. Diese Richtlinien haben vorwiegend konsu-
mentenschützenden Charakter (consumer acquis directives)1. 
Einerseits sollen diese Richtlinien ein hohes Schutzniveau 
für den Verbraucher gewährleisten (Art. 153 EGV). Anderer-
seits sollen sie dazu beitragen, den Binnenmarkt zum Funk-
tionieren zu bringen bzw. die rechtlichen Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, dass die Unternehmer und Konsumenten 
ihn tatsächlich zu ihrem Vorteil nutzen können2. So heisst es 
beispielsweise in der sechsten Begründungserwägung der 
Richtlinie 1993/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über 
missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen3:
«Um die Errichtung des Binnenmarktes zu erleichtern 
und den Bürger in seiner Rolle als Verbraucher beim 
1 Huguenin, Europäisches Vertragsrecht auf dem Weg vom Konsumenten-
recht zum Allgemeinen Vertragsrechts, in Einführung ins europäische 
Wirtschaftsrecht, Zürich, u.a., 2003, S. 173–194. 
2 Huguenin, (Fn. 1), S. 178. 
3 ABl. EG v. 21. April 1993, Nr. L 95, S. 29. 
Kauf von Waren und Dienstleistungen mittels Verträgen 
zu schützen, für die die Rechtsvorschriften anderer Mit-
gliedstaaten gelten, ist es von Bedeutung, missbräuch-
liche Klauseln aus diesen Verträgen zu entfernen.»
[Rz 3] Und in der achten Begründungserwägung dieser 
Richtlinie heisst es weiter:
«Dieser Schutz sollte durch Rechtsvorschriften ge-
währleistet werden, die gemeinschaftsweit harmoni-
siert sind oder unmittelbar auf dieser Ebene erlassen 
werden.»
[Rz 4] Ebensolche Hinweise sind auch in der dritten Begrün-
dungserwägung der Richtlinie 90/314/ EWG des Rates vom 
13. Juni 1990 über Pauschalreisen4 zu finden:
«Gemeinsame Regeln für Pauschalreisen werden zur 
Beseitigung dieser Hindernisse und somit zur Verwirk-
lichung eines gemeinsamen Dienstleistungsmarktes 
beitragen. Die in einem Mitgliedstaat ansässigen Un-
ternehmen des Reisegewerbes werden ihre Dienst-
leistungen infolgedessen in anderen Mitgliedstaaten 
anbieten können, und die Verbraucher in der Gemein-
schaft erhalten die Möglichkeit, in sämtlichen Mitglied-
staaten Pauschalreisen zu vergleichbaren Bedingun-
gen zu buchen.»
[Rz 5] Die gegenseitige Annäherung der Rechtsvorschriften 
in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union ist jedoch 
dadurch beeinträchtigt, dass die Richtlinien lediglich eine 
Mindestharmonisierung vorsehen. Die Mitgliedstaaten sind 
zwar verpflichtet, den Inhalt der Richtlinien in ihre nationalen 
Rechtsordnungen zu überführen, jedoch steht es ihnen wei-
terhin zu, strengere nationale Vorschriften zu erlassen. Auch 
ist die Annäherung der mitgliedstaatlichen Privatrechtsord-
nungen aneinander bislang auf einzelne Regelungsbereiche 
beschränkt geblieben, für die der Gemeinschaftsgesetzge-
ber ein Bedürfnis gesehen hatte und ihm zudem die ent-
sprechende Gesetzgebungskompetenz verliehen ist. Das 
Entstehen von allgemeinem europäischem Vertragsrecht 
wird allerdings auch durch die Rechtsprechung des EuGH 
gefördert. Dieser ist um ein möglichst einheitliches und au-
tonom fortgebildetes Gemeinschaftsprivatrecht bemüht5. Die 
Vielzahl von Richtlinien und Entscheidungen haben indes-
sen zu einem unbefriedigenden Zustand geführt, denn sie 
bilden keine in sich geschlossene und systematisch geglie-
derte Einheit von Rechtsnormen. Die Richtlinien sind über ei-
nen längeren Zeitraum konsekutiv und induktiv gewachsen. 
Dadurch mangelt es an Systematik und Folgerichtigkeit im 
europäischen Vertragsrecht6.
[Rz 6] Das Europäische Parlament hat bereits 1989 eine 
4 ABl. EG v. 23. Juni 1990, Nr. L 158, S. 59. 
5 Vgl. hierzu Klauer, Die Europäisierung des Privatrechts – Der EuGH als Zi-
vilrichter, 1998, S. 107 ff. 
6 Huguenin, (Fn. 1), S. 181. 
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Entschliessung gefasst, welche auf eine Harmonisierung und 
Vereinheitlichung des Privatrechts zielte7. Es forderte, mit 
den erforderlichen Vorbereitungsaufgaben zur Ausarbeitung 
eines einheitlichen europäischen Gesetzbuches für das Pri-
vatrecht zu beginnen8. Darauf erfolgte keine Reaktion seitens 
der übrigen Gemeinschaftsorgane. Dies lag hauptsächlich 
an dem zum damaligen Zeitpunkt ungünstigen politischen 
Klima9. Der eigentliche Anstoss für die Angleichung des Zi-
vilrechts und des europäischen Vertragsrechts ging vielmehr 
im Oktober 1999 vom europäischen Rat von Tampere aus. 
In seinen Schlussfolgerungen forderte der europäische Rat 
eine umfassende Studie darüber, ob zur Beseitigung von 
Handelshindernissen für das reibungslose Funktionieren 
von zivilrechtlichen Verfahren die nationale Gesetzgebung 
im materiellen Zivilrecht der Mitgliedstaaten angeglichen 
werden müsste10. Daraufhin veröffentlichte die europäische 
Kommission 2001 eine erste Mitteilung zum europäischen 
Vertragsrecht11. Im Jahre 2003 folgte der Aktionsplan der 
Kommission für ein kohärenteres europäisches Vertrags-
recht12. Diese Kommissionsmitteilungen bildeten den Aus-
gangspunkt für die nachfolgenden Entwicklungen bis zum 
jetzigen Zeitpunkt. Unter anderem formierten sich Gruppen 
von Rechtswissenschaftlerinnen und Rechtswissenschaft-
lern, die sich damit befassen, das geltende Privatrecht der 
Gemeinschaft zu systematisieren (Research Group on the 
Existing EC Private Law, auch als Acquis Group bezeichnet) 
bzw. die Principles of European Contract Law der Kommis-
sion für europäisches Vertragsrecht unter dem Einfluss des 
Gemeinschaftsrechts fortzuentwickeln (Study Group on a 
European Civil Code).
2. Mitteilung der Kommission zum europäi-
schen Vertragsrecht 2001 – ein wichtiger 
Zwischenschritt auf dem Weg zu einem 
gemeinsamen Referenzrahmen
[Rz 7] Im Juli 2001 wies die Kommission in ihrer ersten 
Mitteilung zum europäischen Vertragsrecht auf das Feh-
len einheitlicher Begriffe und Konzepte auf dem Gebiet des 
Vertragsrechts und die dadurch verursachten Probleme in 
der Handels- und Rechtspraxis hin. Die Kommission woll-
te in Erfahrung bringen, ob ein Bedarf an weitergehenden 
7 Entschliessung des Europäischen Parlamentes zu den Bemühungen um 
eine Angleichung des Privatrechts der Mitgliedstaaten vom 26. Mai 1989, 
ABl. EG vom 26. Juni 1989, Nr. C 158, S. 400. 
8 Entschliessung des Europäischen Parlamentes vom 26. Mai 1989, Nr. 1. 
9 Staudenmayer, EuZW 2001, 485. 
10 Nr. 39 der Schlussfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates von 
Tampere, 15. und 16. Oktober 1999. 
11 Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament 
zum Europäischen Vertragsrecht, 11. Juli 2001, KOM (2001) 398 endg. 
12 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat, 
Ein kohärenterer Europäisches Vertragsrecht, Ein Aktionsplan, 12. Febru-
ar 2003, KOM (2003) 68 endg. 
Massnahmen der Gemeinschaft im Bereich des Vertrags-
rechts besteht. Insbesondere sollte die Frage geklärt werden, 
ob das ordnungsgemässe Funktionieren des Binnenmarktes 
durch Probleme im Zusammenhang mit dem Abschluss, der 
Auslegung und der Anwendung von grenzüberschreitenden 
Verträgen beeinträchtigt werden könnte. Die Kommission 
wollte auch wissen, ob Unterschiede im Vertragsrecht der 
Mitgliedstaaten vom Abschluss grenzüberschreitender Ge-
schäfte abhalten oder Mehrkosten verursachen. Ferner sollte 
nach Ansicht der Kommission untersucht werden, ob der in 
der Vergangenheit angewendete Ansatz der Harmonisierung 
bestimmter, ausgewählter Teilbereiche des Vertragsrechts zu 
Unstimmigkeiten auf EG- sowie nationaler Ebene wegen un-
einheitlicher Umsetzung führt13.
[Rz 8] Die Kommission stellte vier mögliche Lösungen zur 
Diskussion, wobei sie die Wahl des geeigneten Instruments 
zur Inkraftsetzung (Verordnung, Richtlinie oder Empfehlung), 
das Verhältnis zum nationalen Recht der Mitgliedstaaten so-
wie die Notwendigkeit zwingender Regelungen offen liess. 
Im Einzelnen wurden folgende Optionen diskutiert:
Option 1: Keine Ausarbeitung von Massnahmen auf • 
EG-Ebene; vielmehr soll die Lösung eventuell festge-
stellter Probleme dem Markt überlassen werden.
Option 2: Förderung der Ausarbeitung unverbindlicher • 
gemeinsamer Vertragsrechts-Grundsätze, die zu 
einer Annäherung der nationalen Rechtsordnungen 
führen.
Option 3: Überabreitung, Verbesserung und Konso-• 
lidierung des geltenden Europäischen Vertrags-
rechts mit dem Ziel der Vereinheitlichung oder der 
Anpassung.
Option 4: Erlass neuer umfassender Rechtsvor-• 
schriften auf Gemeinschaftsebene.
[Rz 9] Obgleich die Forderung nach einem europäischen 
Vertragsrecht nicht neu war14, löste diese Mitteilung der Kom-
mission eine breit angelegte, intensive Debatte über Nutzen 
und Notwendigkeit eines europäischen Vertragsrechts aus. 
Erstmals wurden allerdings konkrete Handlungsoptionen für 
ein europäisches Vertragsrecht vorgestellt und diskutiert. 
Am nun angestossenen Diskussionsprozess beteiligten sich 
aber nicht nur die Gemeinschaftsorgane oder die Regierun-
gen der Mitgliedstaaten, sondern auch Wirtschafts- bzw. 
Verbraucherverbände, Richterinnen und Rechtspraktiker, die 
Rechtswissenschaft sowie weitere interessierte Kreise15.
13 KOM (2001) 398 endg., S. 2. 
14 Vgl. bereits die Entschliessung des Europäischen Parlamentes vom 26. 
Mai 1989. 
15 Die Stellungnahmen der sog. Stakeholders sind im Aktionsplan der Kom-
mission, KOM (2003) 68 endg., S. 30 ff. publiziert; siehe erster jährli-
cher Fortschrittsbericht der Kommission zum Europäischen Vertragsrecht 
und zur Überprüfung des Gemeinsamen Besitzstandes vom 23. Septem-
ber 2005, KOM (2005) 456 endg., sowie zweiter Fortschrittsbericht der 
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3. Aktionsplan der Kommission für ein 
kohärenteres Vertragsrecht 2003 – 
erstmals wird nach einem gemeinsamen 
Referenzrahmen gefragt
[Rz 10] Bereits im Februar 2003, knapp zwei Jahre nach ihrer 
erster Mitteilung zum europäischen Vertragsrecht, veröffent-
lichte die Kommission auf der Grundlage der eingegangen 
Stellungnahmen in einem Aktionsplan für ein kohärenteres 
europäisches Vertragsrecht ihre Schlussfolgerungen zur 
eingeleiteten Debatte16. Die Kommission fasste darin die im 
Rahmen des Konsultationsprozesses festgestellten Proble-
me zusammen, welche die Erforderlichkeit einer einheitli-
chen Anwendung des Gemeinschaftsprivatrechts und das 
reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes betreffen. 
Zur Lösung dieser Probleme schlug sie eine Kombination 
aus nicht-gesetzgeberischen und gesetzgeberischen Mass-
nahmen vor.
[Rz 11] Als wichtigsten Schritt zur Verbesserung der (redak-
tionellen) Qualität und Kohärenz des jetzigen und des künfti-
gen europäischen Vertragsrechts betrachtete die Kommissi-
on die Ausarbeitung eines gemeinsamen Referenzrahmens 
(Common Frame of Reference, CFR)17. Ein solcher CFR soll-
te die besten Lösungen für eine gemeinsame Terminologie 
und Regeln bereithalten sowie grundsätzliche Konzepte und 
unbestimmte Rechtsbegriffe definieren. Die gemeinschafts-
rechtlichen Vorschriften sollten dadurch auch den wirtschaft-
lichen und kommerziellen Entwicklungen angepasst werden. 
Ferner sollte der CFR auch als Basis für die Überlegungen zu 
einem optionalen Rechtsinstrument dienen18.
[Rz 12] Überdies beabsichtigte die Kommission die Förde-
rung der Ausarbeitung EU-weiter Standard-Vertragsklauseln 
für häufig abgeschlossene Rechtsgeschäfte, welche auf einer 
Webseite der EU zusammengestellt und für die Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden sollten19. Die Verwendung der 
Webseite sollte die Vereinbarkeit der Standardvertragsklau-
seln mit der Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in Ver-
braucherverträgen20 und dem übrigen Gemeinschaftsrecht 
sicherstellen. Die Kommission wollte zwar den Austausch 
vorbildlicher Standardvertragsklauseln fördern, jedoch nicht 
für die publizierten Inhalte Verantwortung übernehmen21. 
Jedoch wurde dieses Projekt, soweit zu ersehen, nicht wei-
terverfolgt, da nach Auffassung der Kommission die Kosten, 
Kommission zum Gemeinsamen Referenzrahmen vom 25. Juli 2007, KOM 
(2007) 447 endg. 
16 KOM (2003) 68 endg. 
17 Die englische Übersetzung dieses Begriffes, Common Frame of Reference, 
CFR, wird mehrheitlich nun auch in der deutsprachigen Literatur zum Eu-
ropäischen Vertragsrecht verwendet. 
18 KOM (2003) 68 endg., S. 2. 
19 KOM (2003) 68 endg., Nr. 87. 
20 Richtlinie 93/13/EWG. 
21 KOM (2003) 68 endg., Nr. 87 und Fn. 60 zu Nr. 87. 
welche die Bereitstellung und Wartung einer solchen Web-
seite verursachen würden, zu hoch gewesen wären22.
[Rz 13] Die Kommission wollte schliesslich eingehender un-
tersuchen, so der Aktionsplan von 2003, ob Probleme des eu-
ropäischen Vertragsrechts ein optionelles Rechtsinstrument 
erfordern. Dabei solle es sich um ein EU-weit geltendes, nicht 
auf Konsumentenverträge beschränktes Vertragsregelwerk 
handeln. Die nationalen Schuldrechtskodifikationen sollen 
dabei aber nicht ersetzt, sondern lediglich ergänzt werden. 
Die Parteien sollen auf freiwilliger Basis ihren Vertrag diesem 
Vertragsregelwerk (statt einem nationalen Recht) unterstel-
len können (sog. opt in-Modell). Je nach Entwicklung sollte 
diese Vertragsrechtskodifikation aber auch auf EU-Ebene in 
Kraft gesetzt werden können. In diesem Fall sollen die Par-
teien aber die Anwendung des europäischen Vertragsrechts 
ausschliessen können (sog. opt out-Modell)23.
4. Umsetzung des Aktionsplans ab 2003
[Rz 14] Die bei weitem wichtigste Massnahme des Aktionspla-
nes von 2003 stellen aber die Arbeiten zur inhaltlichen Aus-
gestaltung des CFR und die Optimierung des acquis commu-
nautaire dar. Dies beherrscht derzeit die Diskussion. Mit der 
Schaffung des CFR bzw. der Überprüfung und Optimierung 
des acquis communautaire ist ein akademisches Netzwerk 
mit verschiedenen, europaweit tätigen Forschungsgruppen 
betraut worden (Joint Network of European Private Law, 
CoPECL)24. Die European Research Group on the Existing 
EC Private Law (Acquis Group), die Study Group on a Euro-
pean Civil Code (Study Group) sowie die Association Hen-
ri Capitant des Amis de la Culture Juridique Française et la 
Société de législation comparée (Association Henri Capitant) 
bilden dabei die wichtigsten Gruppen dieses gemeinsamen 
Forschungsnetzwerkes, die sich mit der Frage beschäftigen, 
was Inhalt eines CFR sein sollte. Die Acquis Group, mit Hans 
Schulte-Nölke, Osnabrück, als Koordinator, wurde im Jahre 
2002 gegründet. Sie setzt sich aus Rechtswissenschaftle-
rinnen und Rechtswissenschaftlern der Europäischen Union 
zusammen. Bereits im Jahre 1998 begann die Study Group 
unter der Leitung von Christian von Bar, Osnabrück, ihre Ar-
beit. Als Arbeitsgrundlage diente der Study Group die von 
der Kommission für europäisches Vertragsrecht, unter Vor-
sitz von Ole Lando, erarbeiteten und in den Jahren 1995, 
1998 und 2002 in drei Teilen veröffentlichten Principles of Eu-
ropean Contract Law (PECL)25. Mit der Veröffentlichung des 
22 Vgl. zum Ganzen: Bericht der Kommission, Erster jährlicher Fortschritts-
bericht zum Europäischen Vertragsrecht und zur Überprüfung des Ge-
meinsamen Besitzstandes vom 23. September 2005, KOM (2005) 456 
endg., S. 11 f. 
23 KOM (2003) 68 endg., Nrn. 89 ff. 
24 www.copecl.org. 
25 Deutschsprachige Ausgabe der PECL mit Kommentaren und Anmerkun-
gen von von Bar/Zimmermann, Grundregeln des Europäischen Vertrags-
rechts, Teile I und II, München: Sellier, 2002, und dieS., Grundregeln des 
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dritten Teils der PECL hatte die Kommission für europäisches 
Vertragsrecht ihre Arbeiten abgeschlossen. Die Study Group 
entwickelte die PECL weiter, widmete sich aber auch Rechts-
bereichen, die noch nicht von den PECL erfasst waren, was 
insbesondere für den acquis communautaire im Privatrecht 
gilt26. Im Jahre 2005 trat schliesslich die Association Henri 
Capitant unter der Leitung von Bénédicte Fauvarque-Cosson 
und Denis Mazeaud dem gemeinsamen Forschungsnetz-
werk mit der Aufgabe bei, allgemeine Vertragsgrundsätze, 
Mustervorschriften und eine gemeinsame Terminologie zu 
entwickeln sowie die PECL zu überarbeiten.
II. Überblick über den Stand der Entwick-
lungen
1. Aktuelle Veröffentlichungen zum mög-
lichen Inhalt eines gemeinsamen Refe-
renzrahmens
[Rz 15] Erste Ergebnisse der Arbeiten der Acquis Group, der 
Study Group und der Association Henri Capitant, und somit 
zu einem möglichen Inhalt eines CFR, liegen nunmehr vor. 
Die Acquis Group veröffentlicht ab Mitte des Jahres 2007 
die Principles of the Existing EC Private Law (sog. Acquis 
Principles)27. Anfang dieses Jahres haben Study Group 
und Acquis Group zudem gemeinsam einen akademischen 
Entwurf für den CFR (Draft Common Frame of Reference, 
DCFR)28 vorgelegt. Die Association Henri Capitant hat An-
fang 2008 ebenfalls selbständig ihre Ergebnisse in zwei se-
paraten Bänden publiziert29.
a) Acquis Principles
[Rz 16] Das Forschungsziel der Acquis Group besteht darin, 
wie dies ausdrücklich auch Art. 1:101 Abs. 1 der Acquis Prin-
ciples (ACQP) formuliert, ein Regelwerk auf der Grundlage 
Europäischen Vertragsrechts, Teil III, München: Sellier, 2005. 
26 von Bar/Clive/SCHulte-nölKe (Hrsg.), Principles, Definitions and Model Ru-
les of European Private Law, Draft Common Frame of Reference (DCFR) – 
Interim Outline Edition, München: Sellier, 2008, Einl. Nrn. 50 ff.; eidenmül-
ler/FauSt/grigoleit/JanSen/Wagner/Zimmermann, JZ 2008, S. 529, (532). 
27 Principles of the Existing EC Contract Law (Acquis Principles), Contract I, 
Pre-contractual Obligations, Conclusion of Contract, Unfair Terms, Mün-
chen: Sellier, 2007. 
28 Principles, Definitions and Model Rules of European Private Law, Draft 
Common Frame of Reference (DCFR) – Interim Outline Edition, München: 
Sellier, 2008. 
29 Terminologie contractuelle commune, Collection droit privé comparé et 
européen, volume 6, 2008 sowie Principes contractuels communs, Collec-
tion droit privé comparé et européen, volume 7, 2008. Die englische Über-
setzung ist bei Sellier erschienen: European Contract Law, Materials for a 
Common Frame of Reference: Terminology, Guiding Principles, Model Ru-
les, München: Sellier, 2008. 
des bereits bestehenden acquis communautaire im Bereich 
des Vertragsrechts zu bilden. In Art. 1:101 ACQP heisst es:
«The following principles and rules are formulated on 
the basis of the existing law of the European Communi-
ty in the field of contact law».
[Rz 17] Die Acquis Principles sind der Versuch, ein einheit-
liches europäisches Vertragsrecht durch Reflexion sowie 
Systematisierung des geltenden Gemeinschaftsprivatrechts 
und unter Einbeziehung der relevanten Rechtsprechung des 
EuGH zu schaffen. Zugleich soll aufgezeigt werden, ob Wi-
dersprüche bzw. Lücken im bestehenden Gemeinschaftspri-
vatrecht bestehen. Mit ihren Arbeiten will die Acquis Group 
aber auch sicherstellen, dass bei der Erstellung des CFR das 
geltende Gemeinschaftsrecht und dessen Entwicklungen 
ausreichend Berücksichtigung finden30. Die Acquis Princip-
les waren daher auch eine der Rechtsquellen, auf welche 
sich die Verfasser des DCFR stützten31. Insbesondere der 
konsumentenrechtliche Teil der Acquis Principles hat, teils 
unverändert, überwiegend aber in überarbeiteter – und 
weitgehend generalisierter – Form, Eingang in den DCFR 
gefunden32.
[Rz 18] Die Acquis Group veröffentlicht, ebenso wie die Study 
Group, die Ergebnisse ihrer Forschungsarbeit in eigenständi-
gen Bänden. Im Juni 2007 erschienen in einem ersten kom-
mentierten Band – Contract I – die ersten Arbeitsergebnisse33. 
Ein zweiter kommentierter Band – Contract II: Performance, 
Non-Performance, Remedies – ist für Dezember 2008 an-
gekündigt. Bei diesen beiden Veröffentlichungen handelt es 
sich um eine noch unvollständige Fassung der Acquis Prin-
ciples. Die Acquis Group hat sich bewusst für die sukzessive 
Veröffentlichung der Principles entschieden. Die Gründe da-
für sind grösstmögliche Transparenz ihrer Arbeit und Anre-
gung einer Diskussion in der breiten Öffentlichkeit34.
b) Draft Common Frame of Reference (DCFR)
[Rz 19] Der Anfang 2008 vorgelegte Entwurf für einen Re-
ferenzrahmen berücksichtigt im Gegensatz zu den Acquis 
Principles nicht nur das bestehende Gemeinschaftsrecht und 
die Rechtsprechung des EuGH, sondern will auch die unter-
schiedlichen Privatrechtsordnungen der 27 Mitgliedstaaten 
der EU mitberücksichtigen35. Der DCFR geht über den Rege-
lungsbereich des geltenden Acquis communautaire hinaus 
und erfasst das besondere Vertragsrecht, die gesetzlichen 
Schuldverhältnisse, die ungerechtfertigte Bereicherung, das 
30 DCFR, Einl. Nr. 58; vgl. zum Ganzen auch Zoll, Die Grundregeln der Ac-
quis-Gruppe im Spannungsverhältnis zwischen acquis commun und ac-
quis communautaire, GPR 2008, 106. 
31 So ausdrücklich in Nr. 58 der Einleitung zum DCFR. 
32 eidenmüller /FauSt/grigoleit /JanSen/Wagner /Zimmermann, (Fn. 26), S. 533. 
33 Siehe Fn. 27. 
34 Zoll, (Fn. 30), S. 106; aJani/SCHulte-nölKe, Contract I, S. IX–X. 
35 ernSt, AcP Bd. 208 (2008), S. 248, (253 f.) 
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Deliktsrecht und Teile des Sachenrechts36. Im Vorwort zum 
DCFR wird betont, dass es sich bei dem veröffentlichen Ent-
wurf um einen rein akademischen – und nicht um einen po-
litisch legitimierten oder autorisierten – Text handelt. In Nr. 4 
der Einleitung zum DCFR heisst es dazu:
«the draft [Common Frame of Reference] does not 
contain a single rule or definition or principal which has 
been approved or mandated by a politically legitimated 
body at European or national level».
[Rz 20] Zweck des vorgelegten Entwurfes soll sein, das Be-
wusstsein für ein europäisches Privatrecht zu schärfen und 
aufzeigen, dass die Unterschiede der nationalen Rechtsord-
nungen der Mitgliedstaaten letztlich auf eine geringe Anzahl 
von Fällen beschränkt sind37. Gleichzeitig wird aber auch die 
Hoffnung geäussert, dass dieser Entwurf zumindest teilwei-
se in den durch die EU politisch autorisierten CFR Eingang 
finden wird38.
[Rz 21] Die Interim Outline Edition des DCFR ist momentan 
eine reine Textausgabe und enthält weder Kommentare noch 
rechtsvergleichende Anmerkungen zu den einzelnen vorge-
schlagenen Bestimmungen. Der publizierte Entwurf ist aber 
nicht das Endergebnis der durch die genannten Forschungs-
gruppen geleisteten Arbeiten: Ende 2008 soll eine endgülti-
ge Version veröffentlicht werden, die insbesondere aufzeigen 
soll, was die Gemeinsamkeiten der nationalen Rechtsordnun-
gen sind bzw. was als gemeinsame europäische Grundlage 
des Privatrechts bezeichnet werden kann. Hierzu werden 
auch vergleichende Anmerkungen und Kommentare ange-
kündigt, die in der endgültigen Fassung des wissenschaftli-
chen Referenzrahmens enthalten sein werden39.
2. Stellungnahmen der Gemeinschafts-
organe
[Rz 22] Der Rat der Europäischen Union hat an seiner Sit-
zung vom 18. April 2008 eine Erklärung zum Vorhaben ei-
nes Referenzrahmens und zum möglichen Zweck, Inhalt und 
Anwendungsbereich sowie zu dessen potentieller Rechtswir-
kung verabschiedet40. Darin erklärt er, dass durch das Projekt 
des CFR kein einheitliches bzw. europäisches Vertragsrecht 
geschaffen werden soll. Vielmehr sieht der Rat im CFR ein 
Instrument zur besseren Rechtssetzung, eine sog. toolbox, 
für die durch den Gemeinschaftsgesetzgeber neu zu schaf-
fenden Rechtsvorschriften. Der künftige Referenzrahmen 
soll ein Bündel von nicht bindenden Leitlinien enthalten, wel-
che der europäische Gesetzgeber auf freiwilliger Basis als 
36 eidenmüller /FauSt /grigoleit /JanSen/Wagner /Zimmermann, (Fn. 26), S. 530. 
37 DCFR, Einl. Nr. 7. 
38 DCFR, Einl. Nr. 6. 
39 DCFR, Einl. Nr. 3 und 14. 
40 Rat der Europäischen Union, Mitteilung an die Presse, 2863. Tagung des 
Rates Justiz und Inneres, 18. April 2008, Dok.-Nr. des Rates 8397/08 
(Presse 96), S. 18 f. 
Inspirationsquelle oder Referenz benutzen kann. Hinsicht-
lich seines Anwendungsbereichs soll sich der CFR auf das 
allgemeine Vertragsrecht einschliesslich des Konsumenten-
vertragsrechts beschränken. Mit dieser Erklärung scheint der 
Rat dem Vorhaben eines umfassenden europäischen Obli-
gationenrechts eine eindeutige Absage zu erteilen. Indem er 
den Gedanken einer toolbox für den Gesetzgeber aufgreift, 
favorisiert er eine äusserst zurückhaltende Lösung unter den 
in Frage kommenden Möglichkeiten. Dem Referenzrahmen 
will er also offenbar keine weitergehenderen Rechtswirkun-
gen zukommen lassen41. Der CFR soll nach dem Willen des 
Rates auch nicht die Regelungstiefe bzw. den Regelungsum-
fang annehmen, wie ihn der wissenschaftliche Entwurf des 
DCFR vorsieht.
[Rz 23] Seitens der europäischen Kommission liegt noch kei-
ne ausdrückliche Stellungnahme zur Ausgestaltung und Wir-
kungsweise des künftigen Referenzrahmens vor. Im zweiten 
Fortschrittsbericht zum gemeinsamen Referenzrahmen von 
2007 erklärte sie allerdings klar und unzweideutig, dass sie 
weder eine umfassende Harmonisierung des Privatrechts 
noch die Schaffung eines europäischen Zivilgesetzbuches 
will42.
[Rz 24] Im Gegensatz zu Rat und Kommission befürwortet 
das Europäische Parlament als einziges Gemeinschaftsor-
gan (langfristig) den Erlass eines verbindlichen sowie um-
fassenden Referenzrahmens für allgemeine vertragsrecht-
liche Fragen, der über die Regelungen des Konsumrechts 
hinausgeht43.
III. Funktionen des gemeinsamen Refe-
renzrahmens?
[Rz 25] Noch ist unklar, ob der zukünftige CFR, in welcher 
Form auch immer, hinsichtlich seines Inhaltes und seines 
Regelungsgegenstandes mehr dem DCFR bzw. den PECL 
entsprechen wird oder sich mehrheitlich an den durch die 
Acquis Group herausgearbeiteten Grundregeln orientieren 
wird. Insgesamt kann jedoch gesagt werden, dass der Re-
ferenzrahmen bzw. dessen wissenschaftliche Vorentwürfe 
sowie die Acquis Principles einen grossen Einfluss auf die 
Privatrechtswissenschaft haben. Allein die dadurch gewon-
nenen umfangreichen, rechtsvergleichenden Erkenntnisse 
lassen sich für die rechtswissenschaftliche, aber auch für die 
rechtspraktische Arbeit nutzbar machen. Ein CFR kann als 
gemeinsames Ausgangsportal aller (europäischen) Juristin-
nen und Juristen zum Gemeinschaftsprivatrecht aber auch 
41 Vgl. auch remien, GPR 2008, S. 124, (125 und 127). 
42 KOM (2007) 447 endg., S. 13. 
43 Entschliessungen des Europäischen Parlaments vom 7. September 2006, 
P6_TA (2006) 0352, und vom 12. Dezember 2007, P6_TA-PROV (2007) 
0615; vgl. auch die Stellungnahme von Diana Wallis, Vizepräsidentin des 
Europäischen Parlaments, zu sehen als dreiminütiges Video. 
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zu den einzelnen europäischen Privatrechtsordnungen die-
nen. Zudem lassen sich auf diesem Wege auch die wesent-
lichsten Gemeinsamkeiten oder Abweichungen der nationa-
len Privatrechtsordnungen erkennen. Es ist sogar vorstellbar, 
dass Gerichte auf die im CFR niedergelegten Regeln zurück-
greifen, wenn es in einem bestimmten nationalen Recht keine 
bzw. eine ungenügende Bestimmung für einen zu entschei-
denden Fall gibt. Für die rechtswissenschaftliche Ausbildung 
würde dies bedeuten, dass es mit dem CFR einen gemeinsa-
men Ausbildungsgegenstand für alle europäischen Rechts-
fakultäten geben könnte44. Die endgültige Fassung soll, wie 
bereits erwähnt, Kommentierungen sowie Fallbeispiele ent-
halten und zudem auf die nationalen Rechtsordnungen hin-
weisen. Ein Referenzrahmen kann jedenfalls auch insofern 
von Nutzen sein, als er auf rechtswissenschaftlicher Basis 
Regelungsmodelle konzipiert, Definitionen von Rechtsbe-
griffen schafft und gemeinsame grundlegende Prinzipien 
der europäischen Privatrechtsordnung formuliert. Ein an-
schauliches Beispiel hierfür bilden die in Anhang I des DCFR 
aufgeführten Definitionen für Begriffe wie Konsumenten und 
Unternehmer, Vertrag und Verpflichtung45. Die Funktionen 
eines Referenzrahmens hängen indessen entscheidend da-
von ab, mit welchem Verbindlichkeitsgrad ein solches Regel-
werk ausgestattet wird. Der erreichbare Verbindlichkeitsgrad 
wiederum ist davon abhängig, wie die Kompetenzgrundlage 
ausgestaltet ist, auf die ein Referenzrahmen gegründet wer-
den kann.
[Rz 26] Hinsichtlich der vom Rat aufgegriffenen Idee der Nut-
zung eines Referenzrahmens als sog. toolbox (siehe oben, 
II.2.) sind jedoch Bedenken angebracht. Die Idee der tool-
box setzt nämlich voraus, dass einzelne Bestandteile des 
Referenzrahmens bzw. einzelne Detailregelungen aus dem 
gesamten Referenzrahmen entnommen werden und diese 
Teile uneingeschränkt Verwendung finden können. Ange-
sichts der Regelungstiefe und der bereits sich im DCFR wi-
derspiegelnden gegenseitigen Verknüpfung der Vorschriften 
scheint dies allerdings nicht so einfach zu sein. Ein solches 
Vorgehen setzt jedenfalls eine genaue Kenntnis der einzel-
nen Regeln des CFR voraus. Nur dann wird man bei der 
Setzung neuen Rechts oder Überarbeitung und kohärenten 
Abstimmung zwischen vorhandenen und neuen Bestimmun-
gen in der Lage sein, die einzelnen Regelungsinstrumente 
des Werkzeugkastens CFR nutzen zu können. Aber selbst 
dann stellt sich die Frage, ob zur Auslegung einer einzelnen 
Regelung, die dem CFR als dem Werkzugkasten entnom-
men wurde, der gesamte CFR heranzuziehen wäre. Das He-
ranziehen des gesamten CFR kann im Zweifel vom Gemein-
schaftsgesetzgeber oder auch von nationalen Gesetzgebern 
geradezu gewollt sein. Denn jede einzelne Regelung oder 
44 Vgl. SCHulte-nölKe, Restatement – nicht Kodifikation, in remien (Hrsg.), 
Schuldrechtsmodernisierung und Europäisches Vertragsrecht, 2008, S. 
25, (26 f.). 
45 Vgl. DCFR, Annex I, S. 327–344 . 
jedes einzelne Regelungssystem des CFR steht im Kontext 
des gesamten CFR. Dies würde allerdings bedeuten, dass 
ein bewusstes Abweichen bei der Auslegung und Anwen-
dung einer übernommenen Regelung aus dem CFR im Wil-
len des Gesetzgebers nachgewiesen werden müsste. Kann 
ein solches bewusstes Abweichen von einer Regelung nicht 
nachgewiesen werden, würde dem gesamten CFR, trotz der 
vom Rat so einschränkend formulierten toolbox-Funktion, 
eine grössere Bedeutung zukommen.
IV. Gemeinschaftsrechtliche Kompetenz-
grundlagen für die Schaffung eines 
Referenzrahmens oder Vertragsge-
setzbuches?
[Rz 27] Die Europäische Gemeinschaft ist nicht eo ipso zur 
Rechtssetzung befugt. Vielmehr darf sie nur dann rechtset-
zend tätig werden, wenn eine spezielle Kompetenznorm sie 
dazu ermächtigt (Prinzip der Einzelermächtigung). Mass-
gebend für den Erlass eines europäischen Vertragsgesetz-
buches ist der derzeit immer noch geltende Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) in seiner 
Fassung von Nizza.
[Rz 28] Seitens der massgebenden Akteure liegt noch kei-
ne eindeutige Absichtserklärung vor, aus welcher Norm sich 
die Rechtssetzungskompetenz für einen CFR ableiten soll. 
Es ist dabei allerdings unbestritten, dass dem europäischen 
Gesetzgeber eine ausdrücklich statuierte Kompetenz zur 
Regelung und Harmonisierung des Vertragsrechts bzw. des 
Privatrechts fehlt. Deshalb muss die Gemeinschaft, will sie 
ein europäisches Vertragsrecht in Kraft setzen, auf die allge-
meinen Kompetenzbestimmungen des EGV zurückgreifen. 
Die wichtigsten in Frage kommenden Rechtsetzungskom-
petenzen sind in den Art. 65, 94, 95, 153 Abs. 2 sowie 308 
EGV enthalten. Ob diese allgemeinen Kompetenzgrundla-
gen auch die Inkraftsetzung eines gemeinsamen Referenz-
rahmens oder sogar eines europäischen Vertragsgesetzbu-
ches ermöglichen, ist streitig46. Die fehlende ausdrückliche 
Kompetenz der Gemeinschaft für ein Privatrecht und das 
Abstützen des Referenzrahmens auf allgemeine, im Grunde 
aber nicht genügende Kompetenzen könnte auf alle Fälle die 
Autorität eines solchen Referenzrahmens ernsthaft beein-
trächtigen. Der Erfolg einer Rechtsvereinheitlichung durch 
Schaffung eines Referenzrahmens dürfte wesentlich von 
der Autorität abhängen, mit der ein solches Unternehmen 
46 Verneinend: ernSt, (Fn. 35), S. 258 f. und remien, EuR 2005, S. 699, 
(705 ff.), eher ablehnend auch HerreStHal, in langenBuCHer (Hrsg.), Euro-
parechtliche Bezüge des Privatrechts, 2. Aufl., 2008, S. 41, (56 ff.); beja-
hend: HeiderHoFF, Gemeinschaftsprivatrecht, 2. Aufl., 2007, S. 5 ff., lurger, 
Grundfragen der Vereinheitlichung des Vertragsrechts, 2002, S. 105 ff. 
und SCHulte-nölKe, JZ 2001, S. 917, (920). 
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durchgeführt wird47. Es bedarf, erstens, einer systematischen 
Geschlossenheit eines Referenzrahmens (bzw. eines euro-
päischen Vertragsgesetzbuches), was übrigens auch dann 
gilt, wenn ein solches Regelwerk lediglich spezifische Teil-
bereiche wie etwa den eines besonderen Konsumentenver-
tragsrechts umfassen sollte. Zudem ist aber auch, zweitens, 
eine gefestigte und nicht in Frage gestellte politische Autori-
tät nötig, die einen Referenzrahmen zu einem Erfolg führen 
kann. Insgesamt geht es damit also um die Frage der Akzep-
tanz eines europäischen einheitlichen Zivilrechts.
V. Mögliche Regelungen eines künftigen 
gemeinsamen Referenzrahmens
[Rz 29] Hinsichtlich möglicher Regelungen in einem tatsäch-
lich durch die Gemeinschaft gebilligten Referenzrahmen 
können derzeit keine genauen Voraussagen getroffen wer-
den. Lediglich die bereits vorliegenden europäischen Texte 
(z.B. PECL, DCFR, Acquis Principles und Principes Con-
tractueles Communs) bieten Anhaltspunkte dafür, wie ein 
CFR abgefasst sein könnte. Dabei scheint es jedenfalls aber 
möglich, dass nicht nur Leitlinien oder weiträumig abgefass-
te Grundzüge statuiert werden, sondern Grundprinzipien, 
die einer Kodifikation zumindest sehr ähnlich sind. Bereits 
die PECL der Kommission für europäisches Vertragsrecht 
sind mit der Vorstellung geschaffen worden, als allgemeine 
Regeln des Vertragsrechts in der Europäischen Union an-
gewendet zu werden, so Art. 1:101 Abs. 1 PECL. Auch der 
DCFR legt in Art. I.-1:101 dar, für welchen Bereich er Anwen-
dung finden soll. Diese Bestimmungen des Anwendungsbe-
reichs der PECL bzw. des DCFR und die systematische und 
umfassende Abfassung der einzelnen Normen gehen über 
allgemeine Leitlinien bzw. Grundprinzipien hinaus und wei-
sen insgesamt daher den Charakter einer Kodifikation auf. 
Sie bieten vollständige Regelungssysteme an. Zwar enthal-
ten beide Regelwerke unbestimmte Begriffe oder offener for-
mulierte Umschreibungen, aber diese Stellen können durch 
die Rechtsanwendung bzw. Rechtsprechung mit Leben ge-
füllt werden. Dies würde vor allem dadurch möglich, dass die 
Regelungen wie sie in den PECL oder im DCFR enthalten 
sind, den gemeinsamen Kernbestand der Privatrechtsord-
nungen der Einzelstaaten enthalten. Ausdruck einer solchen 
Regelung ist beispielsweise die Bestimmung in Art. III.-3:101 
DCFR. Diese Bestimmung ist entscheidend. Es geht darum, 
welche Rechtsbehelfe einem Gläubiger im Falle einer Nicht-
erfüllung (Leistungsstörung) zustehen. Art. III.-3:101 DCFR 
trifft eine Unterscheidung zwischen einer nicht entschuldig-
ten und einer entschuldigten Nichterfüllung. Die Vorausset-
zungen für die Entschuldigung oder Nicht-Entschuldigung 
werden in Art. III.-3:104 DCFR geregelt. Hierbei geht die Leis-
tungsstörungsregelung des DCFR von einem Konzept der 
einheitlichen Behandlung von Leistungsstörungen aus. Es 
47 Vgl. hierzu KroppenBerg, Der gescheiterte Kodex, Rg 10/2007, S. 112–126. 
wird nicht wie im schweizerischen OR nach Unmöglichkeit, 
Schuldnerverzug und einer positiven Vertragsverletzung dif-
ferenziert. Dieses Regelungskonzept des einheitlichen Leis-
tungsstörungsbegriffs liegt auch bereits den PECL zugrunde 
(vgl. Art. 8:101 bis Art. 8:109 PECL). Die Verfasser des DCFR 
sind der Ansicht, dass eine ganze Reihe von Privatrechtsord-
nungen von einer Unterscheidung zwischen entschuldigten 
und nicht entschuldigten Leistungsstörungen ausgehen48. 
Wie weitgehend die Abstützung des für den DCFR gewählten 
Ansatzes des Leistungsstörungsrechts in den einzelnen na-
tionalen Privatrechtsordnungen auch sein mag, die Begriffe 
bzw. das Regelungssystem des DCFR und auch der PECL 
ist, ausgehend von deren jeweiligem Wortlaut, ein in sich ge-
schlossenes Regelungssystem. Diese Merkmale der inneren 
Geschlossenheit der neuen Texte für ein europäisches Ver-
tragsrecht sind durchweg festzustellen.
[Rz 30] Hinzuweisen bleibt allerdings noch auf einen struktu-
rellen systematischen Unterschied zwischen DCFR und den 
PECL. Die Kommission für europäisches Vertragsrecht, die 
die PECL erarbeitete, konnte sich bei ihrer Arbeit, die bereits 
in den 1980er Jahren ihren Anfang nahm, nicht auf einen 
reichhaltigen acquis communautaire im Privatrecht stützen. 
Hier wurde vielmehr von den einzelnen Rechtsordnungen 
der europäischen Staaten ausgehend, also rechtsverglei-
chend gearbeitet. Auf dieser Grundlage wurden die PECL 
formuliert. Demgegenüber kann sich der nun vorliegende 
DCFR auf einen umfangreichen und weiter expandieren-
den acquis communautaire stützen. Dies belegen auch die 
Acquis Principles, die seit Mitte 2007 für das Vertragsrecht 
veröffentlicht werden. Ein künftiger Referenzrahmen muss 
hinsichtlich der Systematik und zahlreicher Einzelmaterien 
des Vertragsrechts allerdings zusätzlich zum acquis com-
munautaire in weitem Mass durch den Rückgriff auf die Er-
gebnisse der Rechtsvergleichung mit Hilfe der PECL ange-
reichert werden49. Damit wird ein Referenzrahmen auch von 
Grundzügen der einzelnen Privatrechtsordnungen abgeleitet 
sein. Basierend auf diesen Überlegungen und angesichts der 
mit den PECL und dem DCFR veröffentlichten Texte können 
bereits jetzt Inhalte und eine Systematik eines künftigen Re-
ferenzrahmens ausgemacht werden.
VI. Neues Forschungsprojekt «Schweize-
risches Obligationenrecht und europä-
isches Vertragsrecht»
[Rz 31] In der Schweiz startete im Oktober 2007 das vom 
Schweizerischen Nationalfonds unterstützte Projekt 
«Schweizerisches Obligationenrecht und Europäisches 
Vertragsrecht». Es beschäftigt sich unter anderem mit der 
48 Vgl. die Anmerkungen über die nationalen Rechtsordnungen zu 
Art. III.-3:101 DCFR, Stand: Dezember 2007. 
49 Vgl. Schulze, EuZW 2007, 449. 
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Bedeutung der europäischen Rechtsentwicklungen für das 
schweizerische Obligationenrecht. Mit diesem Forschungs-
projekt erfolgt in der Schweiz eine breit angelegte umfassen-
de systematische Aufarbeitung und Reflexion der vielfältigen 
Entwicklungen und Neuerungen des europäischen Privat-
rechts im Lichte der schweizerischen Privatrechtstradition50.
[Rz 32] An den Forschungsarbeiten beteiligen sich Vertrags-
rechtlerinnen und Vertragsrechtler aller rechtswissenschaft-
lichen Fakultäten der Schweiz51. Das wichtigste Ergebnis der 
Forschungsarbeiten soll die vollständige Überarbeitung des 
allgemeinen Teils des Obligationenrechts auf der Grundlage 
des aktuellen Entwicklungsstandes sein. Dabei soll am Ende 
ein Modellkodex, versehen mit Kommentaren und Fallbei-
spielen, vorgelegt werden.
[Rz 33] Die Forschungsarbeiten orientieren sich wesentlich 
auch an der Frage, ob das schweizerische Privatrecht den-
jenigen Ansprüchen genügt, die sowohl in der Schweiz als 
auch von weltweit operierenden Vertragsparteien gestellt 
werden. Dies dient nicht zuletzt auch dem Ziel, für den Erfolg 
des Standortes sowie insbesondere des Schiedsgerichts-
ortes Schweiz das Beste vorzusehen. Dabei ist zu betonen, 
dass dafür eine klare und in sich abgestimmte Systematik 
und Normen mit einem vernünftigen und nachvollziehbaren 
Inhalt erforderlich sind. Die Ausgewogenheit eines moder-
nen Vertragsrechts der Schweiz darf nämlich nicht allein an 
der Frage der Kompatibilität des schweizerischen Rechts mit 
dem europäischen Gemeinschaftsrecht ausgerichtet werden. 
Der gesamte Überprüfungsprozess des allgemeinen Teils 
des Obligationenrechts soll sich zudem an der rechtlich und 
tatsächlich überzeugendsten Abfassung einer Norm messen 
lassen (state of the art). Gerade diese Parameter müssen 
als wichtige Faktoren gelten, ob sich Vertragspartner dem 
schweizerischen Vertragsrechtsregime mit Vertrauen unter-
stellen wollen.
[Rz 34] Die Frage der Wählbarkeit des schweizerischen 
Rechts mit den Massgaben, die durch die künftige ROM I-
Verordnung aufgestellt werden, ist von erheblicher Bedeu-
tung. Nach Art. 3 Abs. 4 der künftigen ROM I-Verordnung 
steht die freie Rechtswahl zwischen den Parteien unter dem 
Vorbehalt, dass nicht von zwingenden Bestimmungen des 
Gemeinschaftsrechts abgewichen wird. Es muss auch unter 
der Geltung dieser Regelung möglich bleiben, das schweize-
rische Vertragsrecht als anwendbares Recht zu wählen. Die-
se Wählbarkeit muss jedenfalls für diejenigen Zivil- und Han-
delsverträge gewährleistet bleiben, die keinen spezifischen 
Unternehmer-Konsumenten-Bezug aufweisen. Für Verbrau-
cherverträge gelten ja ohnehin strengere Vorgaben, die sich 
50 Vgl. für die Vorstellung dieses Forschungsprojektes auch Huguenin/Her-
mann, Vertragsrecht, in Wirtschaftsrecht Schweiz-EG, Überblick und Kom-
mentar 2007/08, S. 173, (191–195). 
51 Das Projekt wird von Prof. Dr. Claire Huguenin und Prof. Dr. Reto M. Hilty, 
beide Universität Zürich, geleitet und organisiert (vgl. auch die Webseite 
www.rwi.uzh.ch/lehreforschung/alphabetisch/huguenin/snf.html). 
aus dem Verbraucherrecht der Gemeinschaft definieren. In 
dieser Beziehung stellt sich allerdings die verbraucherrechtli-
che Frage, ob der schweizerische Konsument sinnvollerwei-
se einem anderen Konsumrecht ausgesetzt sein sollte als 
der Verbraucher eines Mitgliedstaates der Gemeinschaft.
[Rz 35] Da mit dem allgemeinen Vertragsrecht und dem 
speziellen Konsumentenvertragsrecht zwei rechtlich unter-
schiedlich zu behandelnde Materien entstanden sind, sollte 
für das schweizerische Obligationenrecht eine klare Trennung 
zwischen diesen beiden Materien erfolgen. Das allgemeine 
Vertragsrecht sollte als basic code und das spezielle konsu-
mentenschützende Recht als supplément konzipiert werden. 
Dadurch würde vor allem eine bessere Handhabbarkeit des 
allgemeinen Vertragsrechts für die Anwendung in zivil- und 
handelsrechtlichen Bereichen ohne Konsumentenschutzbe-
zug geschaffen werden können, gleichgültig, ob ein grenz-
überschreitender oder ein rein schweizerischer Sachverhalt 
vorliegt. Die im basic code enthalten Regelungen würden auf 
diese Weise zudem die allgemeinen Bestimmungen enthal-
ten, die von zeitlich längerem Bestand und kein Gegenstand 
von kurzfristigen Änderungen sein sollten. Die im supplément 
enthaltenen Regelungen könnten dagegen besser auf sich 
ändernde Bedürfnisse angepasst werden, die sich gerade 
aus dem einem schnelleren Wandel unterliegenden Konsu-
mentenrecht ergeben52.
[Rz 36] Durch eine systematische Untersuchung des Obli-
gationenrechts kann das gesamte Privatrecht der Schweiz 
für die künftigen Herausforderungen, die sich insbesondere 
durch die gemeinschafts-europäischen Rechtsentwicklun-
gen stellen, vorbereitet werden: Hält die Schweiz am bilate-
ralen Weg mit der Europäischen Gemeinschaft fest, kann sie 
dadurch – wie schon 1881 und 191153 – zu einem eigenstän-
digen Obligationenrecht kommen, das an der Auseinander-
setzung und dem Rechtsvergleich mit anderem Privatrecht 
gewachsen ist.
[Rz 37] Das Projekt ist auf drei Jahre angelegt. Die For-
schungsarbeit ist innerhalb der insgesamt aus 23 Mitgliedern 
bestehenden Forschungsgruppe in sieben themenbezogene 
Arbeitsgruppen aufgeteilt. Bei der Aufteilung der Forschungs-
gruppe wurde sich an dem bestehenden Modell des Allge-
meinen Teils des Obligationenrechts orientiert. Es wurden 
daher folgende einzelne Arbeitsgruppen gebildet:
I. Die Entstehung der Obligationen durch Vertrag (ein-
schliesslich AGB)
II. Die Entstehung durch unerlaubte Handlungen (ins-
bes. Schadensbegriff)
III. Die Entstehung aus ungerechtfertigter Bereicherung
IV. Die Erfüllung der Obligationen
52 Vgl. hierzu bereits Huguenin/Hermann, Vertragsrecht, in Wirtschaftsrecht 
Schweiz – EG, Überblick und Kommentar 2006/07, S. 162, (167). 
53 Vgl. von tHur/peter, Allgemeiner Teil des Schweizerischen Obligationen-
rechts, 3. Auflage, 1974, § 1 I. und II. 
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V. Die Folgen der Nichterfüllung
VI. Beziehungen zu dritten Personen – Die Solidarität 
– Die Bedingungen – Haft- und Reugeld. Lohnabzüge. 
Konventionalstrafe – Die Abtretung von Forderungen 
und die Schuldübernahme
VII. Das Erlöschen der Obligationen (einschliesslich 
Dauerschuldverhältnisse)
[Rz 38] Diese Gruppen arbeiten sowohl in deutscher als 
auch französischer Sprache. Sie erstellen in einer ersten 
Arbeitsphase begründete Entwürfe, die in einer weiteren 
Projektphase durch die gesamte Forschungsgruppe be-
sprochen werden. Insgesamt soll auf diese Weise ein kom-
biniertes Vorgehen bei der Überarbeitung des allgemeinen 
Teils des Obligationenrechts erfolgen, wobei unter Konzen-
tration des zu bearbeitenden Stoffes dennoch alle an der 
gesamten Forschungsgruppe beteiligten Wissenschaftler 
für das Gesamtprojekt eingebunden werden können. Um 
ein grösstmögliches Mass an wissenschaftlicher Interakti-
on in der gesamten Forschungsgruppe zu erreichen, stehen 
die einzelnen Entwürfe der Arbeitsgruppen jeweils auch zur 
Diskussion in personell anders zusammengesetzten Refle-
xionsgruppen, bevor sie im Plenum besprochen werden. In 
einem weiteren Arbeitsschritt wird zudem die Abstimmung 
der Entwürfe der einzelnen Themenbereiche (I.–VII.) nach 
bestimmten Kohärenzgesichtspunkten erfolgen. Hierzu ge-
hört vor allem die Abstimmung mit dem europäischen Recht, 
das Herstellen von Querbezügen zum besonderen Teil des 
Obligationenrechts, die Rechtsvergleichung mit anderen 
Rechtsordnungen sowie die Abstimmung mit dem speziellen 
Konsumentenvertragsrecht.
 
Prof. Dr. Claire Huguenin, Dr. Mathias Hermann, lic.iur. Bar-
bara Meise, alle Zürich. Dies ist die erweiterte schriftliche 
Fassung eines von Claire Huguenin auf der Tagung des 
Europainstituts «Die Schweiz und der Einfluss des Europä-
ischen Vertragsrechts – Jubel oder Jammer für die Praxis?» 
am 17. Juni 2008 gehaltenen Vortrages.
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